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Executive Summary 
 
Kontinuität von Dialog- und Friedensinitiativen in der kurdischen Frage  
 
 
Hintergrund  
 
Die aktuelle Diskussion über eine politische Lösung der kurdischen Frage in der Türkei ist 
keine neue Entwicklung. Seit den frühen 1990er Jahren existieren wiederholt (unilaterale) 
Waffenruhen, Dialogversuche und politische Lösungsinitiativen zwischen kurdischen 
Akteur:innen und dem türkischen Staat. Diese Prozesse zeigen eine langfristige 
Kontinuität von Ansätzen zur Konflikttransformation. 
 
Besondere Bedeutung kommt einem 1996 in Damaskus unterzeichneten Protokoll 
zwischen Abdullah Öcalan und einer deutschen Delegation aus Wissenschaft, 
Friedensforschung und Menschenrechtsarbeit zu. Das Dokument verdeutlicht, dass 
bereits damals zentrale Elemente einer politischen Lösung formuliert wurden:  
demokratische Integration, politische und kulturelle Rechte, internationale Vermittlung, 
rechtsstaatliche Garantien und eine nachhaltige Friedensordnung. 
 
 
Zentrale Erkenntnisse 
 
Dialoginitiativen besitzen historische Kontinuität 
Seit 1993 gab es mehrfach Waffenruhen und politische Gesprächsprozesse, u.a. der erste 
einseitige Waffenstillstand der PKK 1993, die Maßnahmen der PKK im Gefolge der 
völkerrechtswidrigen Verhaftung Abdallah Öcalans, die Oslo-Phase 2009-2011 und der 
Prozess 2013-2015. Diese Prozesse zeigen, dass politische Konfliktbearbeitung über 
Jahrzehnte hinweg verfolgt wurde. 
 
Frühere Prozesse scheiterten vor allem strukturell 
Fehlende institutionelle Garantien, mangelnde internationale Begleitung, die Dominanz 
sicherheitspolitischer Ansätze, Einschränkungen demokratischer Räume und regionale 
Eskalationsdynamiken sind wesentliche und wiederkehrende Ursachen für das 
Scheitern.  
Die Analyse legt nahe, dass nicht das Fehlen von Dialogbereitschaft, sondern die 
fehlende politische und rechtliche Absicherung entscheidend war. 
 
Relevanz für heutige politische Prozesse 
Die historischen Dokumente und früheren Initiativen zeigen, dass zentrale Elemente 
aktueller Debatten – Konflikttransformation, demokratische Partizipation, 
Dezentralisierung, rechtsstaatliche Absicherung und internationale Vermittlung – bereits 
seit Jahrzehnten existieren. 
 
Eine nachhaltige Stabilisierung der Region erscheint langfristig nur durch politische 
Integration und demokratische Öffnung erreichbar. 
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Handlungsempfehlungen an Deutschland und die EU 
 
Politische Dialogformate fördern 
Deutschland und die EU sollten politische Gesprächskanäle, zivilgesellschaftliche 
Vermittlungsformate und internationale Dialogplattformen aktiv unterstützen. 
 
Rechtsstaatliche Garantien stärken 
Erforderlich hierfür sind der Schutz der demokratischer Opposition, die Stärkung 
unabhängiger Justiz, die Sicherung kommunaler Selbstverwaltung sowie der Schutz von 
Meinungs- und Pressefreiheit. 
 
Internationale Begleitmechanismen etablieren 
Empfohlen werden hierzu parlamentarische Monitoringformate, internationale 
Beobachtermissionen und menschenrechtliche Evaluierungsmechanismen. 
 
Fokus auf Konflikttransformation statt Militarisierung 
Deutsche bzw. europäische Politik sollte stärker auf zivile Konfliktbearbeitung, 
gesellschaftliche Versöhnung, demokratische Integration und nachhaltige 
Friedensordnung ausgerichtet werden. 
 
 
Schlussfolgerung 
 
Die historische Entwicklung der letzten drei Jahrzehnte zeigt, dass politische 
Lösungsansätze in der kurdischen Frage wiederholt verfolgt wurden und substanzielle 
Grundlagen für Dialog existieren. Das zentrale Problem lag bislang weniger im Fehlen von 
Verhandlungsansätzen als vielmehr in deren mangelnder institutioneller Absicherung. 
 
Für Deutschland und die Europäische Union ergibt sich daraus die Möglichkeit, 
konstruktiv zu einer nachhaltigen Konflikttransformation beizutragen – durch Förderung 
von Rechtsstaatlichkeit, demokratischer Teilhabe und international abgesicherten 
Dialogprozessen. 
 


